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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

 

wir bedanken uns für Ihre E-Mail vom 20. Juni 2025, mit der Sie uns den aktua-

lisierten Referentenentwurf zur Durchführung der „E-Evidence-Verordnung“ im 

deutschen Recht (Stand: 04.06.2025) mit der Gelegenheit zur Stellungnahme 

übermittelt haben. Diese Gelegenheit nehmen wir hiermit gerne wahr. 

 

Unser zentrales Anliegen im Zusammenhang mit der E-Evidence-Verordnung 

und dem Durchführungsgesetz ist die Absicherung des Berufsgeheimnisses. 

Apothekerinnen und Apotheker üben einen freien akademischen Heilberuf aus 

und stehen dabei in einem besonders geschützten Vertrauensverhältnis zu ih-

ren Patientinnen und Patienten, das strafrechtlich über die Schweigepflicht 

(§ 203 StGB) gesichert wird, flankiert durch entsprechende Beschlagnahmever-

bote in der Strafprozessordnung. Die Wirkung dieser Regelungen darf auch 

durch die neue E-Evidence-Verordnung nicht geschmälert werden. Es muss si-

chergestellt sein, dass die in der Gesetzesbegründung auf Seite 21 des Refe-

rentenentwurfs beschriebene Bindung der Ermittlungsbehörden an die StPO-

Beschlagnahmeverbote greift. Weder die geschützten Datenbestände der Apo-

theken noch die elektronischen Patientenakten dürfen erfasst werden. Wir neh-

men insoweit Bezug auf unsere früheren Stellungnahmen in diesem Zusam-

menhang. 

 

Vor diesem Hintergrund kritisieren wir am jetzigen Entwurf, dass ein in früheren 

Fassungen noch vorhandener Rechtsbehelf gegen die unterlassene Geltend-

machung von Ablehnungsgründen durch die Vollstreckungsbehörde (nach Arti-

kel 12 der E-Evidence-Verordnung) nicht mehr vorgesehen ist. Ein nachvoll-

ziehbarer Grund dafür ist weder aus dem Anschreiben noch aus dem Entwurf 

selbst ersichtlich, im Anschreiben werden lediglich „kritische Rückmeldungen“ 

erwähnt. 






